








































































ßen allen Leuten gleichermaßen auf die Füße treten, so daß in 
der Gemeinsamkeit der Einschränkung keine politischen Struktu­
ren entstehen, die mir gefährlich werden können. Das ist nicht 
das Ziel. 
Das Ziel lautet: Wie muß ich die Art und Weise, in der ich 
staatliche Aufgaben bewältige, intelligenter so organisieren, 
daß ich für die gleiche Aufgabe weniger Aufwand habe. Eine für 
jedes Großunternehmen, das in Konkurrenzschwierigkeiten gera­
ten ist, völlig selbstverständliche Fragestellung. Allerdings 
berühren wir dabei eine Reihe von Tabus, und zwar keineswegs 
nur bei Gewerkschaften oder Arbeitgebern, sondern vor allem 

eine Reihe von Denktabus. 
Der Bundeskanzler hat in seinem Grußwort, wie auch in Berlin 
darauf hingewiesen, daß unsere Zeit eine Zeit des Umdenkens 
ist. Lassen Sie uns doch mit dieser Formel alle beim Wort neh­
men! Wir werden nämlich sehr schnell feststellen, daß das ver­
dammt schwierig ist mit dem Umdenken. Wenn man das aber machen 
will, dann kann das St.-Florian-Prinzip nicht angewendet wer­
den: "Denk du mal um, ich bleibe bei meinen Leisten." Das 
funktioniert nicht. Wir müssen alle umdenken. Wir haben nun 
aber unser bisheriges Denken in weitverzweigte und festgefügte 
Strukturen bürokratischer, organisatorischer, parteipoliti­
scher und sonstiger Art gegossen. Wer umdenken will, kann es 
bei den alten Strukturen nicht belassen. Denn mit den alten 
Strukturen können die neuen Gedanken nicht verwirklicht wer­
den. Wenn ich es bei den alten Strukturen lasse und nur auf 
Parteitagen "umdenke", wird sich in unserem Volk nichts än­
dern. Das ist das Entscheidende. 
Was heißt das konkret, umdenken? 
Das gilt für eine Stadtverwaltung genauso wie für die Staats­
regierung in Dresden oder ein Regierungspräsidium oder die 
Bundesregierung in Bonn. Alle großen Aufgaben, die uns ge­
stellt sind, sind komplexe Aufgaben. Die Komplexität der Auf­
gabe bedingt es, daß mehr als ein Ressort an der Bewältigung 
der Aufgabe beteiligt ist. Mehr als ein Dezernent in der 
Stadt, mehr als ein Minister im Land, mehr als ein Ressort im 
Bund, mehr als ein Abteilungsleiter beim Regierungspräsidenten 
oder was auch immer. Ich muß also mehrere Ressorts zusammen­
führen. Verwaltungen denken hierarchisch. Wenn Ressorts mit­
einander kommunizieren wollen, dann muß das über die Spitze 
gehen. 
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Wenn das Problem besonders komplex ist und viele Entschei­
dungsläufe erforderlich sind, bis der Innovationsprozeß abge­
laufen ist, der zu der Antwort auf die Frage führt, wie man 
das Problem lösen kann, kann das, als Graphik vorgestellt, 
aussehen wie die Silhouette der Alpen. Es geht immer rauf und 
runter und vor und zurück. Die Aufforderung an komplexe Struk­
turen dieser Art, man möge sich doch an einen Tisch setzen und 
an diesen Tisch Leute schicken, die alle entscheidungsbefugt 
sind, und dann in einem, höchstens zwei Entscheidungsdurchgän­
gen das Problem kollektiv , also im Wege der Koordination lö­
sen, ist für viele althergebrachte bürokratische Hierarchen 
nicht nachvollziehbar: "Wie wird das dann mit der Mitzeich­
nung, wie wird das dann mit den Aktenwegen, wie wird es mit 
der separaten Überprüfung, wie wird das mit eigenständiger 
Verantwortung?" Sie glauben gar nicht, welches Ausmaß an Ideo­
logie zur Verteidigung alter Strukturen mobilisierbar ist, 
wenn sie sich nicht in ihrer Existenz bedroht fühlen und des­
halb nicht ihr Verhalten verändern. 
Unsere Aufgabe ist es, unsere noch nicht festgefügten Struktu­
ren so elastisch zu halten, daß wir in der Lage sind, neue 
Wege zu gehen. Wir werden viele Westberater haben, die uns 
dringend von solchen Experimenten abraten, die sagen, das füh­
re zu Durcheinander, Unübersichtlichkeit, verlorener politi­
scher Verantwortung und was auch immer. In diesem Punkt sind 
die Westberater keine Westberater, sondern Besitzstandsfest­
schreiber. Das können wir nicht gebrauchen. Aber inzwischen 
kommen viele aus Westdeutschland, die sagen, wir würden gerne 
mal irgendwo hinkommen, wo man gerade das verändern könnte. 
Ich sage Ihnen voraus, wenn wir in Sachsen beweglich und inno­
vativ bleiben, wird das einer der wichtigsten Standortvorteile 
für die Anwerbung intelligenter Menschen in Deutschland. Denn 
wir können ihnen etwas bieten, was in alteingesessenen Gesell­
schaften nur unter großem Aufwand noch zur Verfügung steht, 
wirkliche Flexibilität und Innovationsmöglichkeit. Wir alle 
brauchen aber diese Innovation zur Überwindung der Arbeitslo­
sigkeit . 
Die Gewerkschaften und Arbeitgeberverbände suchen nach gemein­
samen Antworten auf die Frage, welche neue Ordnung wir brau­
chen, damit wieder mehr Menschen an der Erledigung der Aufga­
ben unseres Gemeinwesens mitarbeiten. Daß wir da neue Ordnun-
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gen brauchen, steht für mich völlig außer Frage. Ich kann das 
hier nicht ausführen . Aber wenn ich eine Arbeitsordnung so 
gestalte, daß im Jahr 1994 von einem Durchschnittseinkommen 
eines westdeutschen Arbeitnehmers nur noch 53 %" an den Arbeit­
nehmer als Nettolohn ausgezahlt werden und 47 % Abgaben sind, 
wenn außerdem die Intensität von Arbeitsplätzen in der gewerb­
lichen Produktion so hoch ist, daß man mit 10 - 15 % der er­
werbsfähigen Bevölkerung zur Aufrechterhaltung der gewerbli­
chen Produktion auskommt, dann kann ich mir geradezu den Zeit­
punkt ausrechnen, wann die gegebenen Strukturen des Arbeits­
marktes unter der Last der Widersprüche zusammenbrechen, die 
die Menschen nicht mehr zu akzeptieren bereit sind. 
Meine Damen und Herren, wenn der Punkt kommt, wo jemand, der 
Arbeitslosenhilfe oder Sozialhilfe bezieht und in der Schat­
tenwirtschaft ein Zubrot verdient, der Meinung ist, dies sei 
der Normalfall und nicht die Ausnahme und könne deshalb weder 
moralisch noch sonstwie verwerflich sein, wenn dieser Zeit­
punkt kommt, ist das gegenwärtige Arbeitssystem zusammengebro­
chen, ohne daß wir eine leistungsfähige legale Alternative 
geschaffen haben. Damit ist dann auch das Sozialsystem gefähr­
det. Das sind die Herausforderungen, denen wir uns stellen 
müssen, und ohne die werden wir Deutschland nicht erneuern. 
Damit ist dann auch das Sozialsystem gefährdet. Das sind die 
Herausforderungen, denen wir uns stellen müssen, und ohne die 
werden wir unseren Lebensstandard nicht sichern können. Des­
halb empfinde ich es als besonders töricht, ich möchte das in 
diesem Zusammenhang nur kurz erwähnen, was Herr Lafontaine in 
den letzten Tagen von sich gegeben hat. Lassen Sie mich, da es 
sich ja bei Herrn Lafontaine unbestrittenermaßen um einen zu­
mindest formal intelligenten Menschen handelt, hier eine Ver­
mutung äußern. Ich äußere die Vermutung nicht nur mit partei­
politischem Vergnügen, sondern auch mit Sorge. Die Vermutung 
lautet: Hier wird ein Weg gesucht, durch eine lang festge­
schriebene Einkommens- und Transferdifferenzierung genau die 
Innovationsnotwendigkeit zu umgehen, die ich eben beschrieben 
habe. Hier wird ein Weg gesucht, um dem Proble~ auszuweichen, 
das natürlich in Westdeutschland genauso beantwortet werden 
muß wie in Ostdeutschland. Denn wenn, ich sage das jetzt mal 
wieder etwas salopp, beim Daimler Tausende von Leuten entlas­
sen werden, dann bricht in Baden-Württemberg eine Welt zusam-

men. Und ich möchte das nicht belächeln. Die Menschen dort 
haben auch ihre Erfahrung. 
Und die Erfahrung ist, daß in diesem Land eine unbestreitbare 
Stabilität von großen Unternehmen ausgeht. Und wenn jetzt die­
se großen Unternehmen plötzlich in die Lage kommen, daß sie 
Tausende von Menschen entlassen müssen, ist ein Stück Sicher­
heit verlorengegangen. Und der Verlust von Sicherheit ist auch 
eine relative Sache. Wenn ich mich absolut sicher gefühlt habe, 
dann ist schon der Verlust eines Teils der Sicherheit eine 
große Verunsicherung. Wenn aber diese großen Verunsicherungen 
um sich greifen und wir die Probleme so diskutieren, als hinge 
das mit der deutschen Einheit zusammen und nicht mit ungelö­
sten Problemen in ganz Deutschland, dann werden wir in der Tat 
die Trennung wieder herstellen. Das ist meine Sorge. Deshalb 
kann ich nur auch von hier alle Gewerkschaften, Arbeitgeber­
verbände und politischen Parteien zu Sachlichkeit aufrufen, 
unbeschadet eines Superwahljahres. 
In Wirklichkeit waren 1990 viel mehr Wahlen als 1994, jeden­
falls in der zeitlichen Streckung. Aber da fand das jeder 
toll, weil das die Zeit der Einheit war, und jetzt rufen wir 
in Sachsen dreimal in einem Jahr die Menschen zur Wahlurne -
und das, 
Dezember 
jetzt bis 

sagen die Leute, das sei ein Superwahljahr und ab 
1993 könne nichts mehr politisch laufen, weil man 
Ende 1994 damit beschäftigt sei, drei Wahltermine in 

Sachsen durchzuhalten. 
Wir können doch keinem Menschen im Freistaat Sachsen klarma­
chen, daß wir jetzt ein Jahr politisch handlungsunfähig sind, 
nur weil die Leute wählen wollen. Ich möchte gerne, daß wir 
auch in der Zeit innovativ bleiben. Wir können die Leute nicht 
hier und in Baden-Württemberg und im Ruhrgebiet und anderswo 
jetzt ein Jahr lang mit der Erklärung warten lassen, die poli­
tischen Parteien seien zu sehr damit beschäftigt, ihre eigenen 
Pfründe und Positionen zu sichern, und am Ende des nächsten 
Jahres nach Koalitionsverhandlungen könne man dann wieder Über 
sie reden. Dann braucht man sich doch nicht zu wundern , wenn 
sie zu Hause bleiben und inzwischen nur noch 22 % der Meinung 
sind, das richtige Führungspersonal ist an der richtigen Stel­
le. Das kommt durch solche Argumente. Superwahljahr heißt 
nichts anderes, als daß drei- oder viermal gewählt werden muß. 
Das ist in erster Linie eine Last für die Bürger und mögli-
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cherweise eine Last für die Kandidaten, die gewählt werden 
wollen. Diejenigen, die dann gewählt wurden, werden das dann 
nicht mehr als Last empfinden . Das kann aber doch nicht bedeu­
ten, daß der Innovationsprozeß in Deutschland für über ein 
Jahr ausgesetzt wird . In einer Zeit, in der sich die ganze 
Welt und ganz Europa verändert. Ich erwarte, ich sage das hier 
ausdrücklich als Ministerpräsident, ich erwarte, daß die Dis­
kussion um die Erneuerung des Arbeitssystems, um die Weiter­
entwicklung des Sozialsystems und um die Wiedergewinnung von 
Investitionen unbehindert durch Wahlen weitergeführt wird. Ich 
erwarte, daß alle Beteiligten, die sich dazu äußern wollen, 
sich in einer Weise dazu äußern, in der man miteinander reden 
kann. Wir merken auch, wenn der Dialog sachlich geführt wird, 
wer der Bessere ist . Die Bürger sind intelligent genug, das 
beurteilen zu können. Angesichts der fast abgelaufenen Zeit 
nur noch kurze Bemerkungen zu anderen Punkten . So ist eine 
herausragende Aufgabe in diesem Land neben dem bereits Erwähn­
ten die Erneuerung unseres Schul-, Bildungs- und Universitäts­
systems. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, liebe Freunde, die Ein­
heit Deutschlands bedeutet auch die Einheit, die wiederherge­
stellte Einheit Europas. Wie meine ich das? Mit der Trennungs ­
linie, die durch Deutschland lief, ist auch das bipolare, das 
konfrontative Europa verschwunden. Wir können wieder nach Ost­
europa fahren. Osteuropa ist offen. Es befindet sich in einer 
ungeheuer schwierigen Phase der Neuordnung. Es war.aber eine 
abrupte Entlassung aus einer Diktatur ohne jegliche histori­
sche Erfahrung mit demokratischen, marktwirtschaftlichen , de­
ze-ntralen Strukturen. Das ist der gewaltige Unterschied zwi­
schen den Transformationsprozessen in der Tschechischen Repu­
blik, in Ungarn, in Polen oder bei uns zu dem, was im Osten 
passiert. Aber eins wissen die Menschen im Osten. Sie möchten 
gerne wieder an der gesamteuropäischen Arbeitsteilung betei­
ligt werden. Sie möchten gerne wieder mitmachen, mit dem, was 
sie können, was sie haben. Und sie möchten nicht nur der Lie­
ferant von Gas und Öl zum Heizen sein, sondern sie möchten 
ganz gern auch ihre Produkte zu uns bringen dürfen. Wir könn­
ten ja auch daran interessiert sein, daß sie das dürfen, denn 
ohne die Stabilität in Osteuropa werden wir auch hier keinen 

Frieden haben. Also wir haben ein eigenes Interesse. Ein un­
mittelbares deutsches Interesse und ein europäisches, vom 
sächsischen ganz zu schweigen. 

Was heißt das jetzt mit Bildung und Wissenschaft? Mit dem Wie­
dereintreten der Osteuropäer in die gesamteuropäische Arbeits­
teilung wird natürlich auch das Lohngefälle nach Osteuropa 
wirksam. Der Facharbeiter in Kiew verdient je nachdem wie man 
das umrechnet, ein Zehntel bis ein Zwanzigstel dessen, was ein 
Facharbeiter in Chemnitz verdient. In Westdeutschland arbeiten 
inzwischen Akademiker aus Rußland für einen Hilfsarbeiterlohn 
und sind glücklich, weil es ungefähr fünfmal so viel ist wie 
das, was sie bekämen, wenn sie in ihrem eigentlichen Beruf in 
Rußland arbeiten würden. Wenn wir also unseren Lebensstandard 
im Verhältnis zu Osteuropa sichern wollen, müssen wir Spitze 
sein in einem Wettbewerb, in dem die Technologie, die Wissen­
schaft und die Umsetzung wissenschaftlicher Erkenntnisse in 
einer hochentwickelten Industrie über den Lebensstandard ent­
scheiden. Sachsen hat keine eigenen Rohstoffe, außer dem, was 
die Sachsen in den Köpfen haben. Das ist eine Menge. Aber wir 
müssen es natürlich jetzt mobilisieren. Wir müssen es jetzt 
durch die Ausbildung durch die Schulen, durch die Universität, 
durch die Fachhochschulen und durch unsere Bereitschaft, Hoch­
begabten auch eine besondere Ausbildung angedeihen zu lassen, 
nutzbar machen. Und deshalb wird Schule, Universität, Fach­
schule Über die Zukunft unseres Landes entscheiden. 

Meine Damen und Herren, viel wäre noch zu sagen. 
Im nächsten Jahr sind Wahlen. Wir werden als Mitglieder unse­
rer Partei jeder an seiner Stelle vor die Bürgerinnen und Bür­
ger dieses Landes treten und Rechenschaft ablegen über das, 
was wir zum Aufbau des Landes beitragen durften. Wir werden 
dabei nie vergessen, daß es in erster Linie die Bürger selbst 
sind, die diese Leistungen erbringen, und daß das Geld, das 
wir ausgeben, das Geld der Bürger ist, das die Bürger uns zur 
treuhänderischen Verwendung überlassen haben durch Steuern und 
Abgaben. Wir sind es nicht als Politiker, die irgend etwas 
bezahlen, sondern wir treffen Entscheidungen im Namen der Bür­
ger. Das heißt, wir setzen die Prioritäten. An unserer Fähig­
keit, die richtigen Prioritäten zu setzen, werden wir gemes­
sen. 
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Im Dialog vor den Wahlen ragt ~ine wahl auch für uns ganz per­
sönlich besonders heraus. Das ist die Wahl des Bundespräsiden­
ten. Wir haben vorhin Steffen Heitmann begrüßt, und ich habe 
gesagt, daß ich stolz bin zu wissen, daß er unter uns ist. Ich 
bin betroffen und traurig Über die Art und weise, wie über 
diese Kandidatur in Deutschland diskutiert wird. Ich bin be­
troffen und traurig, weil das, was diskutiert wird, wenn man 
sich überhaupt die Mühe macht, Steffen Heitmann nach seinen 
Meinungen zu befragen, in der Regel aus zweiter oder dritter 
Hand stammt. Ich habe vor wenigen Wochen aus Anlaß des Berli­
ner Parteitages eine Reihe befreundeter Journalisten befragt, 
die ich gut kenne aus langjähriger politischer Arbeit, ob ei­
ner von ihnen, die sich alle schon zu Steffen Heitmann geäu­
ßert hatten, sich die Mühe gemacht habe, Bundestags- oder 
Landtagsprotokolle der Reden von Steffen Heitmann zu überprü­
fen, insbesondere die Rede, die Steffen Heitmann zum 17. Juni 
gehalten hat. Keiner hatte dies getan. Keiner hatte sich die 
Mühe gemacht. Hätte er es unterlassen, wäre schon der Student 
im 2. Semester aus einem Seminar rausgeflogen, wegen völlig 
unzureichender Arbeitsweise. 
Es ist unerträglich, daß diejenigen, die inzwischen dazu über­
gehen, die Meinungs- und Pressefreiheit umzuinterpretieren in 
den Anspruch, einzige moralische Instanz zu sein. Es ist uner­
träglich, daß diejenigen sich noch nicht einmal die Mühe ma­
chen, den einfachsten Sachverhalt aufzunehmen, ehe sie ein 
Urteil bilden. Und wenn aus keinem anderen Grund, dann ist 
schon aus diesem Grund, so schwierig das für Steffen Heitmann 
ist, die bisherige Diskussion eine Selbstdiagnose Deutsch­
lands, die uns erschrecken muß. 
Wie, so frage ich diejenigen zurück, die die Rede vom 17. Juni 
nicht kennen, die vielfach durch Beifall aller Parteien unter­
brochen wurde, wie können sie den Anspruch, den sie erheben, 
legitimieren, und wie sollen denn in Deutschland Diskussionen 
geführt werden, die in die Tiefe gehen, bei Themen wie der 
Substanz unseres Landes, unseres Selbstverständnisses, unserer 
Zukunft, der Notwendigkeit tiefgreifender Veränderungen unse­
rer bisherigen Lebensweise, der Neubestimmung des Verhältnis­
ses von Individualismus und Verantwortung, der Folgen der de­
mokratischen Entwicklung? Wie sollen denn all diese Diskussio­
nen in einer hochentwickelten Industrienation mit 80 Millionen 

Einwohnern noch geführt werden können, wenn es in diesem Land 
nicht mal möglich ist, sich als Kandidat für ein hohes Amt zur 
Verfügung zu stellen, ohne das über einen aus zweiter, dritter 
oder vierter Hand oder nach 25maligen Abschreiben alleine ein 
Urteil gefällt wird. 
Es geht mir dabei, und Steffen Heitmann wird das nicht mißver­
stehen, keineswegs nur um Steffen Heitmann. Es geht mir um 
etwas, was hier deutlich wird, daß es nämlich nicht mehr die 
Fähigkeit gibt, die Grundwerte, den Humanismus, die Toleranz, 
den Respekt vor anderen Auffassungen, noch als eine Kultur der 
Rede und des Streits zum wohle aller zu pflegen, die gerade 
diejenigen, die sich in besonders widerlicher weise geäußert 
haben, für sich gewissermaßen als Monopol in Anspruch nehmen. 
Die Demokratie steht und fällt mit der Kultur des gegenseiti­
gen Umgangs. Kein Staat kann das Defizit an Rückgrat und Cha­
ra kter ersetzen, an dem eine Demokratie zugrunde geht. Des­
halb, nicht nur wegen Sterten Heitmann, appelliere ich an die 
deutsche Öffentlichkeit, sich diese Art von angeblichem Dialog 
nicht gefallen zu lassen. 
Was sich in dieser Art von Debatte zeigt, beunruhigt mich zu 
tief. Es ist für mich fast wie ein Syndrom versagender kultu­
reller Leistungsfähigkeit. Nicht nur so wegen unseres Freundes 
Steffen Heitmann, sondern wegen unseres Landes und wegen sei­
ner Zukunft scheint es mir erforderlich, zu einer Form des 
Dialogs und des Streits zurückzukehren, aus dem allein dann 
auch eine Entscheidung erwachsen kann, die alle als eine wirk­
lich gut gefundene Entscheidung zu akzeptieren bereit sind. 
Gleichgültig wie sie ausfällt . Denn die Legitimation einer 
Entscheidung beruht nicht darauf, daß irgend jemand sie durch­
setzen konnte. Das ist wichtig, aber nicht allein ausreichend, 
sondern das, was durchgesetzt wird, muß in einer weise vorher 
insgesamt miteinander diskutiert worden sein, so daß sich je­
der auch mit dem unterlegenen Standpunkt in dieser Diskussion 
wiederfindet. 
So wie es Steffen Heitmann gelungen ist bei der Debatte Über 
die Verfassung im Landtag - und er hat einen wesentlichen Teil 
dazu beigetragen, daß nämlich auch diejenigen die Diskussion 
mit der PDS verweigert haben, deren Anträge die PDS wieder aus 
dem Kasten holte, um die Front der Demokraten zu spalten und 
daß diejenigen, die unterlegen waren, ans Pult getreten sind 
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und gesagt haben: Auch meine Niederlage ist ein Teil dieses 
Kompromisses, und deshalb akzeptiere ich ihn. Diese Kultur 
wünsche ich mir in der Debatte in ganz Deutschland. Steffen 
Heitmann steht für diese Kultur, und deshalb ist er unser 
Mann. 

Einführende Rede von Dr. Fritz Hähle 
zum 6. Landesparteitag der Sächsischen Union 

Grundsätze und Programm der Sächsischen Union 
"Wie soll Sachsen im Jahr 2000 aussehen?" 

Herr Tagungspräsident, Herr Vorsitzender, 
liebe Parteifreunde, meine sehr verehrten Damen und Herren, 

der 5. Landesparteitag in Riesa am 10. Oktober 1992 hatte dem 
Landesvorstand den Auftrag erteilt, politische Leitlinien zu 
formulieren und eine Diskussion Über die Grundsätze und die 
Ziele der Sächsischen Union in Gang zu setzen mit dem Blick 
ins nächste Jahrtausend. 
"Wie soll Sachsen im Jahr 2000 aussehen?" 
Mit dieser Frage haben wir uns ein Jahr lang auseinanderge­
setzt. 
Das Ergebnis dieses Diskussionsprozesses liegt Ihnen .heute als 
Leitantrag des Landesvorstandes vor. 
Ich muß sagen, es hat mich außerordentlich beeindruckt, wie 
dieses Programm nach und nach gewachsen ist, und welche her­
vorragenden Beiträge unsere Mitglieder und Mitgliedergruppen 
dazu erbracht haben. 
Insgesamt lagen mehr als 50 verschiedene Zuarbeiten schrift­
lich vor, eingereicht von Einzelpersonen, aber zum großen Teil 
auch als Ergebnisse von Arbeitsgesprächen zu bestimmten The­
men. 
Die vom Landesvorstand berufene Programmkommission hat in 5 
Gruppen mit insgesamt 36 Mitgliedern gearbeitet. Die Leiter 
dieser Arbeitsgruppen bildeten den engeren Kreis der Programm­
kommission, so wie er auch namentlich auf dem Deckblatt des 
Leitantrages aufgeführt ist. 
Die ökologische Dimension unseres Programms hat der Landes­
fachausschuß "Landesentwicklung, Umweltschutz und Verkehr" 
bearbeitet. Wir haben deshalb Herrn Dr. Ratsch, den Leiter 
dieses Fachausschusses, mit in den engeren Kreis der Programm­
kommission hineingenommen. 
Verdienste am vorliegenden Programmentwurf haben auch unsere 
anderen Landesfachausschüsse und ganz besonders deren Vorsit­
zende, die ich in meinem Bericht bereits erwähnt habe. 
Eine nicht zu unterschätzende Rolle im Diskussionsverlauf ha­
ben zwei besondere Gruppen im CDU-Landesverband Sachsen ge­
spielt: Das Christlich-Konservative Deutschland-Forum und der 
Gesprächskreis 2000. Ich werde später noch einmal darauf zu­
rückkommen. 
Natürlich hat auch 
des Bundesvorstandes 

der von der Grundsatzprogramm-Kommission 
im Januar 1993 vorgelegte Grundsatzpro-
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gramm-Entwurf, noch mehr aber die dazu verfaßten Anmerkungen 
und Alternativen von Kurt Biedenkopf, ebenso wie sein Beitrag 
zur Jugendpolitik, einen wesentlichen Einfluß auf die Gestal­
tung des Programms der Sächsischen Union ausgeübt. 
Der sächsische Beitrag zur Grundsatzprogramm-Diskussion inner­
halb der Christlich Demokratischen Union Deutschlands hatte 
wiederum Rückwirkung auf die jetzt vorliegende Neufassung des 
Grundsatzprogramm-Entwurfs der Bundespartei. 
Die sächsischen Anregungen sind weitgehend berücksichtigt und 
Gedanken aus unserem Sächsischen Programm-Entwurf - insbeson­
dere zur Familienpolitik - aufgegriffen worden . 
Der neue Entwurf des CDU-Grundsatzprogramms ist klarer und 
kürzer. Er trägt den Erfordernissen der Gestaltung der Deut­
schen Einheit wesentlich mehr Rechnung als dies im ersten Ent­
wurf der Fall war. 

Doch zurück zu unserem eigenen, unserem sächsischen Programm: 
Erst vor dem Hintergrund unserer speziellen ostdeutschen Er­
fahrungen - so meine ich - läßt sich ermessen, welche Leistung 
hinter und in einem solchen Programm steckt. 
Ich weiß nicht, ob es allen bewußt geworden ist, die daran 
mitgewirkt haben: 
Es gab keine ideologischen Vorgaben, und es gab keine Zensur, 
es gab auch keine Vorbilder, zumindest nicht für das, was ty­
pisch sein sollte für die CDU in Sachsen, die Sächsische 
Union. 
Ich glaube, wir hatten in der Vergangenheit in der Parteiar­
beit doch einige Schwierigkeiten damit, daß bislang nicht si­
cher definiert war, was unsere gemeinsamen Grundlagen und u n­
sere gemeinsamen Ziele sind. 
Der Sächsischen Union gehören Mitglieder unterschiedlicher 
Herkunft an. In ihr mußten sich Bürgerrechtler und Mitglieder 
der '89+/'90 neu entstandenen demokratischen Parteien, Neumit­
glieder der Nachwende-CDU mit Mitgliedern der Verwende-CDU und 
Mitgliedern der ehemaligen Bauern-Partei zusammenraufen . 
Das war ein notwendiger Teil unseres Erneuerungsprozesses. Wir 
meinten damit zunächst eine gründliche Abkehr vom alten System 
und von denen, die damit allzu eng verquickt waren . Wir hof­
fen, daß dieser Teil mit der Nominierung der Kandidaten für 
die nächsten Wahlen im wesentlichen abgeschlossen sein wird. 
Der zweite Teil der Erneuerung soll und muß nunmehr klären, wo 
wir uns hinwenden, welchen Weg wir gehen wollen, welche Ziele 
wir verfolgen. Dazu gehört auch eine Verständigung darüber, 
was wir unter unseren gemeinsamen Wurzeln und Grundwerten ver ­
stehen. 
Sicher gab 
vielen ist 
ist wohl der 
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es schon einige grundsätzliche Gemeinsamkeiten -
das "C" im Parteinamen wichtig. Allen gemeinsam 
hohe Wert der auf christlicher Tradition ruhenden 

Kultur und Lebensart. 
Die Fundamente liegen einigermaßen fest. Das darauf errichtete 
Gebäude scheint jedoch nicht in jeder Beziehung für ein wie­
dervereinigtes Deutschland zu passen. 
Wir mußten uns fragen: 
Machen wir in aller Eile nur einen Anbau-Ost? Oder reißen wir 
ab und bauen völlig neu? Oder bauen wir das gesamte Gebäude 
gründlich um? 
Ich glaube, daß letzteres der einzig sinnvolle und erfolgver­
sprechende Weg ist. 
In der Geschichte der Bundesrepublik Deutschland kommen wir 
bis 1990 nicht vor. Die Nachkriegsgeschichte der Deutschen -
und damit auch der Union - war gespalten. 
Wir mußten die Brücke schlagen vom Ahlener Programm 1947 und 
den Düsseldorfer Leitsätzen 1949 zum Ludwigshafener Programm 
1978 bzw . zum jetzt vorliegenden neuen Entwurf. 
zu den "Weizsäcker-Deutschen" sind die "Heitmann-Deutschen" 
hinzugestoßen - vom gleichen Stamm, aber groß geworden in ei­
nem anderen Land. Sie fühlen anders, sie denken anders, sie 
formulieren mitunter auch etwas anders. 
Das kann auch gar nicht anders sein nach 45 Jahren Trennung! 
Wir haben uns mit unserem Programm sowohl Gedanken über die 
Gestaltung des sächsischen Flügels im gesamtdeutschen __ Haus 
gemacht, als auch darüber, was zum Gesamtkonzept des Gebaudes 
aus unserer Sicht beizutragen wäre. 
Das, was wir unter dem eigenen Fundament verstehen und wo wir 
unsere wurzeln sehen, haben wir in der Präambel des Programms 
zusammengefaßt. 
Dort sind zunächst die Namen einiger Gründungsmitglieder der 
sächsischen CDU genannt: Ludwig Kirsch und Hugo Hickmann, Rei­
mer Mager, Ernst Eichelbaum und Carl Günther Ruland. 
Diese Namen stehen stellvertretend für viele, die nach dem 
Ende des 2. Weltkrieges die Mitwirkung von Christen in der 
Politik und an der Gestaltung und am Aufbau eines neuen, eines 
demokratischen und friedlichen Deutschlands für notwendig und 
wichtig hielten. 
Den Gründungsmitgliedern der Union steckte damals noch der 
Schrecken in den Knochen darüber, zu welchen Verbrechen Deut­
sche unter dem Nationalsozialismus fähig gewesen waren . 
Ich meine , dieser Schreck sollte auch niemals verdrängt wer­
den. Wir müssen ihn wachhalten und von Generation zu Gene­
ration als Warnung weitervermitteln. 
Das hat allerdings nichts damit zu tun, daß Deutschland etwa 
niemals wieder als gleichberechtigter Partner innerhalb Euro­
pas und der Welt Verantwortung übernehmen könnte in der Weise, 
wie es andere Länder auch tun und tun müssen . 
Nichts anderes ist gemeint. 
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Während der Diskussion um den ersten Punkt der Präambel gab es 
auch Kritik in der Weise, daß doch dieser oder jener der ein­
gangs genannten CDU-Gründer dann zu Beginn der DDR-Zeit nicht 
konsequent genug dem Machtanspruch der SED widerstanden habe. 
Die Programmkommission war aber wie ich denke völlig zu 
Recht der Meinung, daß es unzulässig ist, die Geschichte 
ausschließlich aus heutiger Sicht, mit heutigem Wissen und 
nach heute Üblichen Kriterien rückwirkend zu beurteilen. 
Die Gründer der Sächsischen Union waren sicher in ihren Ent­
scheidungen nicht unfehlbar, so wie sich wohl auch kaum ei­
ner, der in der DDR gelebt hat, den Heiligenschein eines stets 
konsequenten Widerstandskämpfers aufsetzen kann. 
Ich glaube, wir sollten überhaupt aufhören - besser noch -, 
wir sollten es uns einfach nicht gefallen lassen, wenn ver­
sucht wird, die DDR-Bevölkerung rückwirkend in einige wenige 
Opfer und ein paar Täter und in eine übergroße Mehrheit wil­
lenloser Mitläufer der SED einzuteilen. 
Wenn das wirklich so gewesen wäre, dann hätte man das Volk 
nicht einmauern müssen und man hätte auf den Staatssicher­
heitsdienst weitgehend verzichten können. 
Die Gründerväter der Sächsischen Union jedenfalls haben wegen 
ihrer Grundüberzeugung allesamt Schwierigkeiten mit dem SED­
Regime bekommen (Im Anhang zu unserem Leitantrag haben wir die 
Kurzbiographien der unter Punkt 1 . erwähnten Persönlichkeiten 
dargestellt). 
Bei alldem ist zu beachten, daß es zwischen 1945 und 1950 dar­
um ging, Geist und Auswirkungen des Nationalsozialismus zu 
überwinden. Dazu gehörte unbedingt auch das Nachdenken dar­
über, wie für alle Zukunft ausgeschlossen werden kann, daß 
sich solches jemals wiederholt. 
An diesen, gegen den Nationalsozialismus und gegen dessen Ge­
dankengut gerichteten Geist knüpft die Sächsische Union an. 
Es gehört zu den großen Lügen der Geschichte, daß Antifaschis­
m~s -_abgesehen von der _Absicht der Begriffsverwirrung, die 
mit diesem Wort verbunden ist - und Befürwortung des Sozialis­
mus sozusagen untrennbar miteinander verbunden seien. 
Diese diabolische These hat sich in vielen Gehirnen anschei­
nend unrevidierbar festgesetzt. Sie wirkt praktisch fort in 
dem Umkehrschluß: Jeder, der nicht wenigstens ein bißchen vom 
Sozialismus träumt, gehört in die rechte Ecke der politischen 
Werteskala. 
Ephraim Kishon hat es in seinem 1990 erschienenen Buch: "Un­
dank ist der Welten Lohn" auf den Punkt gebracht: 
Er schreibt: 
"Es gibt nur eine absolut risikofreie Lebensform: als Kommu­
nist im Westen zu leben." 
Heute leben zwangsläufig alle Kommunisten in Deutschland so­
zusagen im "Westen". 

Die westdeutschen Meinungspäpste fühlen sich dadurch nicht 
unbedingt gestört. Nur eben die, die ~egen ei~ener schlechter 
Erfahrungen für sozialistische Experimen~e nichts, ab~r auch 
gar nichts übrig haben - das ist nun mal e:n ~roßer Teil der Ost­
deutschen -, die stören natürlich nachhaltig die .. Idylle. 
Im Abwehrgefecht werden jetzt die schwere~ Ge~chu~ze.aufgefah­
ren: Die Tinte abgrundtiefer Verachtung fur die daml1c~en Ost­
deutschen, verspritzt mit der spitzen Feder zynischer Uberheb-
lichkeit, Rufmord in konzertierter Aktion! .. 
Es ist wieder sehr leicht geworden, mit liberalistischen Spru­
chen und geschickt eingefädelten Kampagnen gegen alle überkom­
menen Werte zu Felde zu ziehen. 
Das praktische Beispiel, wohin solches am Ende führt, die DDR, 
ist ja nicht mehr existent. 
Gestatten Sie mir, noch auf einen anderen Aspekt der ge­
spaltenen deutschen Nachkriegsgeschichte einzugehen: 
An den Folgen der Schuld, die Deutschland zwischen 1933 und 
'45 auf sich geladen hat, hatten die beiden Teile Deutschlands 
sehr unterschiedlich zu tragen. 
Ich war 1945 drei Jahre alt. 
Aber ich habe später das eingeengte und erschwerte Leben im 
Ostteil Deutschlands immer auch als Folge dessen gesehen, was 
vor '45 geschehen war. . 
Es wird meist vergessen, daß das vielleicht für viele auch ein 
Grund gewesen sein könnte, die Misere eher geduldig zu tragen, 
als dagegen aufzubegehren. . . 
Anders die Bevölkerung Westdeutschlands, die konnte sich sehr 
bald nach 1945 wieder in Freiheit und mit Tatkraft dem Aufbau 
des Landes und der Mehrung des eigenen Wohlstandes widmen, 
beinahe als sei nichts gewesen. Wir haben es ihnen gegönnt, 
und es war immer auch ein Stück Hoffnung für uns. Es kann 
sein daß der baldige Übergang zur Tagesordnung bei vielen im 
west~n im Unterbewußtsein ein schlechtes Gewissen bis heute 
hinterlassen hat. Immerhin wäre es im freien Teil Deutschlands 
ohne weiteres möglich gewesen, die nationalsozialistische Ver-
gangenheit etwas gründlicher aufz~arbeiten. . 
Wenn wir jetzt versuchen, das mit der DDR-Geschichte zu tun, 
fühlen sich manche unangenehm berührt. Wir bekommen deshalb 
laufend den Ratschlag, doch endlich damit aufzuhören. 
Ich finde es nun nicht besonders redlich, wenn versucht wird, 
das schlechte Gewissen dadurch zu beruhigen, daß man jetzt mit 
der Medienkeule auf ostdeutsche eindrischt, nur weil diese in 
Unkenntnis westlicher Begriffs-Tabus und aufgrund ihrer gänz­
lich anderen Nachkriegsgeschichte z.B. etwas unbefangener 
darüber nachdenken, was denn die zukünftige Rolle des wieder­
vereinigten Deutschlands in Europa und in der Welt sein könn­
te. 
Woher nehmen die führenden Meinungsmacher das Recht, sich zu 
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g~samtdeutschen Moralaposteln aufzuschwingen? Warum meinen 
si~, das Monopol zur Interpretation eines jeglichen öffentlich 
geaußerten Gedankens für alle Zeiten gepachtet zu haben? 
Uns stünden ja immerhin auch ein paar Anfragen zu: 
Warum demo~strierten 1956 westdeutsche Studenten gegen Franco, 
als aber die Rote ~rmee den ungarischen Aufstand niederschlug, 
als Panzer ganze Viertel Budapests dem Erdboden gleichmachten 
schwieg diw linksintellektuelle Welt. ' 
Die Studenten demonstrierten immer noch gegen Franco und auch 
schon ~al gegen die USA oder den angeblich faschistischen 
~taa~ in ~estdeutschland, als 1968 der Prager Frühling auf 
ahnliche Weise beendet wurde. 
Warum hat nie jemand gegen die Verbrechen an der innerdeut­
schen Grenze demonstriert oder keiner dagegen, daß ein Teil 
des deutschen Volkes eingemauert wurde? 
Warum hat kaum jemand auch nur mit einem Wort erwähnt daß 
unter Stalin Millionen Menschen ermordet wurden und daß i~ der 
gesamten Sowjetunion zu allen Zeiten bittere Armut herrschte? 
Man rannte mit Mao-Bibeln rum, liebte Ho Chi Minh und Che 
Gu~var~ - die antisemitischen Umtriebe in der großen Sowjet­
union ubersah man geflissentlich. 
Es gibt aber auch schöne Beispiele aus dem Schatzkästlein der 
Agitation und einseitigen Blindheit aus jüngster zeit. 
Da kann es durchaus schon mal vorkommen, daß die von der SED 
angelegten Personenakten und Spitzelberichte, jetzt von den 
Au~traggebern dieser Dossiers auf ganz einfallsreiche Weise 
weiterverwendet werden. 
I~d~m s~e nämlich _mit Hilfe ihrer Akten jetzt gutachterlich 
tatig sind, _z.B: bei der Frage, wer denn früher im genügenden 
Maße gegen sie Widerstand geleistet hat. 
Sind Aufmüpfigkeits-Hinweise in den Akten nicht auffindbar 
gilt das neuerdings als ehrenrührig für den Betroffenen, ung~­
a~htet der Tatsache, daß die Herren der Auskunftei selbst auch 
ein ganz ~!ein wenig daran beteiligt waren, daß Akten ver­
schwunden sind. 
E~ne _solche unv~rschämte Verhöhnung eines großen Teils der 
einstigen DDR-Bevolkerung bleibt heute in Deutschland unwider­
sp7ochen oder besser, sie wird mit großem Wohlwollen aufge­
griffen. 
Ich zitiere aus der Mitteilung einer Nachrichtenagentur vom 
23.9.93: 
"PDS-Aktive, wie der Ehrenvorsitzende Hans Modrow, rechnen 
damit, ~a~ manches ~apier aus damaliger Zeit einem künftigen 
Bundespras~denten Heitmann vor die Füße fallen könnte. Ein 
Dokument uber den Vor-Wende-Heitmann gilt bei manchem als Le­
bensversicherung, sagt ein Funktionär der SED-Nachfolgepartei 
aus Chemnitz." 

Der Begriff Ehre hat in Deutschland in den letzten Jahren of­
fenbar einen ganz eigenartigen Bedeutungswandel erfahren. 
Es fehlt nur noch eine kleine Aktion mit dem wohlklingenden 
Anspruch "Versöhnung statt Vergeltung" - und es sollte mich 
nicht wundern, wenn demnächst ein Hinweis von Erich Mielke 
über die Eignung eines Kandidaten in deutschen Landen auf 
wohlwollende Akzeptanz stößt. 
Es mag ja sein, daß wir konturenarmen Nischen-Ossis das alles 
nicht richtig verstehen - aber wir werden doch mal fragen kön­
nen! 
Und da wir uns mit solchen Fragen ohnehin die Blöße gegeben 
haben, sehr wenig welterfahren zu sein, vor 1989 kaum Kontakte 
zu den wichtigen internationalen Persönlichkeiten unterhalten 
zu haben, kommt es nun auch nicht mehr darauf an. Wir können, 
da der Ruf nun mal ruiniert ist, auch folgendes ohne weiteres 
zugeben: 
"Die Sächsische Union jedenfalls hält es für wichtig, daß sich 
die Deutschen ohne Beklemmung, aber auch ohne jegliche Über­
heblichkeit als eine Nation verstehen und daß Deutschland in 
einer sich neu ordnenden Welt entsprechend seiner Leistungsfä­
higkeit als stabilisierende und friedensstiftende Kraft Ver­
antwortung übernimmt." So haben wir es in unserem Programm 
formuliert. 
Die Sachsen haben ihr Selbstbewußtsein wiedergewonnen. Ich 
habe die Erfahrung gemacht, daß es im vereinten Deutschland 
durchaus auch Leute gibt, die das wohlwollend zur Kenntnis 
nehmen und anerkennend beurteilen. 
Ebenso könnte es Deutschland gehen in einem sich einigenden 
Europa. 
Der polnische Schriftsteller Andrzej Szczypiorski, der uns im 
Sächsischen Landtag zum Tag der Deutschen Einheit am 3 . Okto­
ber 1992 die Festansprache hielt, der hat uns ernst genommen, 
und er sagte uns: "Die wichtigste Ebene, auf der das ganze 
deutsche Volk, alle Deutschen sich treffen sollten, ist die 
riesige, reiche deutsche Kultur." 
Und auch Ignaz Bubis sagte uns am vergangenen Sonntag, daß den 
Deutschen etwas mehr Patriotismus durchaus gut zu Gesicht 
stünde. 
Für den europäischen Einigungsprozeß dürfte es nicht unerheb­
lich sein, wie stabil die Demokratie in Deutschland auch künf­
tig sein wird. 
Ich glaube, daß es diesbezüglich durchaus berechtigten Anlaß 
zur Sorge gibt. 
Schenkt man jüngsten Umfrageergebnissen Glauben, so war das 
Ansehen der Politiker und der politischen Parteien nach dem 
Krieg noch niemals auf einem solchen Tiefpunkt wie zur Zeit . 
Und ich bin sicher, daß sich im Hintergrund darüber bestimmte 
Kreise, die mit dieser Demokratie noch nie etwas im Sinn hat­
ten, die Hände reiben. 
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Man mag viel Über notwendige Veränderungen nachdenken. 
Zweierlei halten wir jedoch für bewahrenswert, ja unverzicht­
bar: 
die repräsentative Demokratie und die politischen Parteien, 
die einen wichtigen Auftrag im demokratisch verfaßten Staats­
wesen zu erfüllen haben . 
Gegenwärtig wird die Meinung genährt, daß alles, was mit Par­
teien zu tun hat, vom Teufel sein muß, und daß jede in einem 
Parlament mit Mehrheit getroffene Entscheidung eine Vergewal­
tigung des Volkswillens darstellt. 
Mir ist völlig unverständlich, daß sich im Lande auch hierzu 
kaum jemand findet, der diesem Unsinn nachdrücklich wider­
spricht. 
Und das Traurige ist, daß man es offenbar am allerwenigsten 
von denen erwarten kann, die unter dem Grundgesetz der Bundes­
republik Deutschland viele Jahre hervorragend leben konnten. 
Daß einige, die die Bundesrepublik Deutschland nie mochten und 
wollten, ihr auch nach der Wiedervereinigung nicht zujubeln, 
kann ich verstehen. 
Daß auch diejenigen, die sich die Wiedervereinigung zwar her­
beigesehnt hatten, aber heute ihre Probleme mit der schwieri­
gen Umstrukturierung haben, eher nüchtern und verhalten rea­
gieren, ist menschlich wohl auch verständlich. 
Daß aber die nicht unbeträchtliche Zahl derer, denen es gut 
oder gar sehr gut geht, zum großen Teil nicht im geringsten 
etwa zu der Erkenntnis gelangt: 
"Diese Bundesrepublik Deutschland ist mein Staat, der mir die 
Freiheit garantiert, der mir viele Möglichkeiten eröffnet, in 
dem man so leben kann, daß viele Völker nur davon träumen kön­
nen für dieses Staatswesen muß ich auch mal was tun, was 
Übrig haben , für dessen Zukunft mich einsetzen, stolz darauf 
sein die Demokratie verteidigen, überkommene Besitzstände 
auch mal in Frage stellen lassen", daß daran nur wenige den­
ken, das kann sich zur wirklichen Katastrophe unserer Zeit 
auswachsen. 
Es wäre falsch 
sei ein ideales 
gäbe. 

zu behaupten, die Bundesrepublik Deutschland 
Staatswesen, an dem es nichts zu verbessern 

Oder die demokratische Ordnung sei perfekt, und alles könne so 
bleiben, wie es immer gewesen ist. 
Nicht erst durch das Hamburger Wahlergebnis - schon eher ist 
doch das folgende klar erkennbar gewesen: 
Das alte Wechselspiel zwischen den beiden großen Parteien 
funktioniert nicht mehr. Des einen Verlust ist nicht mehr au­
tomatisch der Gewinn des anderen. Sie verlieren beide! 
Die Menschen trauen den etablierten Parteien nicht mehr zu, 
daß sie in der Lage sind, die schwierigen Probleme des Landes 
zu lösen. 

86 

Es macht zumindest den Anschein - und ich meine, es ist auch 
so: 
Die Parteien kümmern sich in erster Linie darum, ihre Macht zu 
erhalten oder an die Macht zu gelangen. Das ist sicherlich ein 
legitimes, demokratisches Spiel der Kräfte. Die "regierende" 
Partei oder Parteienkoalition neigt jedoch i.a. dazu, allzu­
leicht wider die eigene Überzeugung und zum Schaden für die 
langfristige . Entwicklung das zu tun und dem nachzugeben, was 
die sogenannte öffentliche Meinung gerade gebietet, um es beim 
Wähler nicht zu "verscherzen" . 
Die Opposition andererseits hat offenbar nicht das geringste 
Interesse daran, daß es die Regierenden richtig machen - und 
sie wird jede Entscheidung kritisieren, auch wenn sie genau 
weiß, daß sie richtig ist, und daß sie es, wenn sie regieren 
würde, genau so gemacht hätte. 
Nur scheint niemand einzukalkulieren, daß das die Bürger schon 
lange gemerkt haben, weil es den mündigen Bürger inzwischen 
gibt, von dem vorher alle geredet hatten, daß es ihn geben 
müsse. 
Daß die gewählten Politiker aber die Probleme des Landes lö­
sen, zumindest soweit es an ihnen ist, das können die Bürger 
zu Recht erwarten. 
Leider ist es in den letzten Jahren - nicht erst seit der 
deutschen Einheit - des öfteren der Fall gewesen, daß notwen­
dige Entscheidungen deshalb nicht getroffen werden konnten, 
weil sich die etablierten Parteien gegenseitig blockierten, 
und zwar unter strikter Einhaltung der demokratischen und 
durch die Verfassung gesicherten Spielregeln. 
Ich denke da an die Asylgesetzgebung oder die Pflegeversiche­
rung. Begründbar ist es wohl in jedem Fall gewesen, warum die 
Entscheidung jeweils nicht getroffen werden konnte. 
Nur ist es dem Volk inzwischen völlig egal, warum es nicht 
geht. Die Gefahr, einer Anfälligkeit gegenüber politischen 
Kräften, die einfache und radikale Lösungen versprechen, ist 
ganz offensichtlich im wachsen begriffen. 
Ich habe manchmal den Verdacht: 
Die demokratische Ordnung, so wie sie jetzt verfaßt ist, läßt 
es im Grunde zu, daß sie sich selbst abschafft. 
Es ist nach unserer Überzeugung richtig, behutsam mit dem be­
währten Grundgesetz umzugehen. Es muß aber auch erlaubt sein, 
darüber nachzudenken, ob manches, was erfahrungsgemäß über die 
Maßen große Schwierigkeiten bereitet, nicht doch zu ändern 
wäre . 
Warum sollte es z.B. nicht möglich sein, in Fällen, die inner­
halb einer angemessenen Frist im Parlament nicht zu lösen 
sind, eine Volksbefragung zwingend vorzuschreiben. 
Vielleicht könnte eine solche Vorschrift schon allein durch 
ihre Existenz dazu beitragen, den parlamentarischen Gang der 
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Dinge mitunter wesentlich zu beschleunigen. 
Die Parteien können sich kein neues Wahlvolk suchen, sondern 
sie müssen die Notsignale der Zeit ernst nehmen. 
Die Sächsische Union ist dabei, Über notwendige Reformen in 
der eigenen Partei nachzudenken. 
Ziel all dessen muß sein, die Demokratie zu stärken und mög­
lichst viele zur Mitwirkung zu motivieren. 
Für groben Unfug hielte ich es jedoch, jetzt massenhaft soge­
nannte STATT- oder ANSTATT-Parteien zu gründen. Die Behaup­
tung, die etablierten Parteien hätten total versagt, ist zu­
minde st im Osten keinesfalls stichhaltig, nachdem es erst etwa 
vier Jahre überhaupt wieder demokratische Parteien gibt. 
Wo llen wir etwa alle vier Jahre neue Parteien gründen? Und 
meinen wir, daß dann alles besser wird? Ich kann mir vorstel­
len, daß mit vielen kleinen Parteien Entscheidungen noch eher 
sehr viel schwieriger zu treffen sein werden . 
I c h kann allen, die so sehr parteienverdrossen sind, eine gute 
Lö sung ihres Problems anbieten. Sie sollen sich in ihrem Hei­
matort mal die Mitglieder der demokratischen Parteien abzäh­
len, das ist meist an einer Hand möglich. 
Bei rund 25.000 CDU-Mitgliedern und 3000 Gemeinden in Sachsen 
ergibt das durchschnittlich etwa 8 CDU-Mitglieder je Gemeinde. 
Und wenn es in einem Ort 8 CDU-Mitglieder gibt, dann gibt es 
dort höchstens drei SPD-Mitglieder. 
Es genügte also, wenn ein außerordentlich geringer Anteil der 
ach so unzufriedenen Bürger und Wähler in diese Parteien ein­
träte, um sofort in ihnen die Mehrheit zu gewinnen. Damit lie­
ße sich doch dann am besten die Politik um- und neugestalten. 
Das ist allerdings dann ein wenig anstrengender, als nur das 
nachzureden, was beinahe täglich verbreitet wird. 
Die Sächische Union ist offen für die Mitwirkung vieler - und 
da meinen wir, daß uns alle willkommen sind, die sich in der 
DDR von der SED ferngehalten haben. An eine massenweise Auf­
nahme ehemaliger SED-Mitglieder denken wir dabei nach wie ~or 
nicht. Da bleiben wir im Notfall lieber im Durchschnitt 8 Mit­
glieder je Gemeinde. 
Gestatten Sie mir noch ein paar Sätze in Anknüpfung an die 
bereits geäußerten Gedanken zur Parteireform. 
Daraus, wie unsere Programm-Diskussion gelaufen ist, lassen 
sich meines Erachtens ein paar nützliche Lehren ziehen. Die 
politische Arbeit in den klassischen Strukturen, Landesverband 
- Kreisverband - Ortsverband - Stadtverband - Gemeindeverband, 
läßt sich ganz offensichtlich derzeit nur mit äußerster Kraft­
anstrengung einzelner einigermaßen in Gang halten. 
Die Arbeit beschränkt sich in der Regel auf die Vorstände. Das 
funktioniert etwa bis zur Kre i sebene. Auf Gemeindeebene tut 
si c h in der Regel kaum etwas. 
Die Aktivposten liegen woanders : 

Die vom Landesvorstand eingesetzten Fachausschüsse haben eine 
ganz ausgezeichnete Arbeit geleistet - ich erwähnte es scho n 
im Bericht. 
Das trifft auch auf unsere Vereinigungen und Sonderorganisa­
ti o nen zu. Und in Ergänzung dessen haben sich auf ganz frei­
williger Grundlage und ohne gro ßen Organisationsaufwand im 
Lande Gesprächskreise gebildet - z.B. die eingangs erwähnten -, 
die zu bestimmten Themen Beiträge erbringen und das Bild der 
Sächsischen Union bunter machen. 
Mir scheint, daß der Anspruch, bei allen möglichen Themen mit­
reden zu müssen, die Menschen i.a . übe r fordert. 
Werden jedoch Möglichkeiten eröffnet, je nach Interessenlage 
an ganz bestimmten, enger umrissenen Themen mitzuarbeiten und 
mitzugestalten dazu ist die Bereitschaft groß. Das sollten 
wir nutzen und fördern. Und das sollte mit einbezogen werden, 
wenn wir an Reformen in der Partei denken. 
Wobei ich damit nicht gesagt habe, daß wir die Arbeit im Ge­
meindeverband auf Dauer vernachlässigen können . 
Die Sächsische Union hat einen eigenen Programmentwurf erar­
beitet: 
- Wir müssen uns unseres Ursprungs nicht schämen. 
- Unsere Grundlagen sind tragfähig. 
- Wir stehen auf der Seite derer, die Widerstand geleistet 

haben gegen die Diktaturen. 
- Wir bekennen, daß es auch Versagen gegeben hat. 
- Wir haben einen Neuanfang gemacht und zu Erneuerung gefun-

den. 
- Wir wollen dem Volk dienen und Verantwortung tragen. 
- Wir sind offen für die Mitwirkung vieler. 
- Wir treten ein für Wahrheit und Gerechtigkeit. 
- Wir nennen es klar beim Namen: Der Wesenskern der soziali-

stischen Ideologie war und ist falsch, und diese Ideologie 
hat sich in ihren Auswirkungen als verheerend und unmensch­
lich erwiesen. 

- Wir sehen es als die wichtigste 
die innere Einheit in Freiheit 
Herausforderungen des Umbruchs 
Deutschland. 

Aufgabe aller Deutschen an, 
gemeinsam zu gestalten . Die 
eröffnen Chancen für ganz 

- Wir unterstützen die Einigung Europas und nehmen dabei auch 
unsere Nachbarstaaten und die Staaten Ost- und Südosteuropas 
in den Blick. 

- Wir stellen uns der erweiterten Verantwortung des wiederver­
einigten Deutschlands. 

- Wir wollen die Demokratie stärken, schützen und verteidigen . 
- Wir müssen die Zukunft de r kommenden Generationen sichern . 
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Wir stehen ein für 
ein starkes Sachsen im vereinten Deutschland 

- starke Kommunen im Freistaat Sachsen 
- die Partnerschaft der Generationen und von Mann und Frau 
- Verantwortung und Freiheit. 

Was wir im einzelnen darunter verstehen, haben wir im Pro­
grammentwurf dargelegt. 
Deutschland ist schön und es hat mit der Vereinigung hinzuge­
wonnen. Deutschland ist nicht ärmer , sondern reicher geworden, 
reicher u.a. 
* um das Sächsische Vogtland und das Sächsische Erzgebirge, 
* um Nordwestsachsen mit Leipzig 
* und Südwestsachsen mit Chemnitz, 
* um Mittelsachsen mit der Landeshauptstadt Dresden, dem wie­

dererstehenden Elb-Florenz. 

Es ist reicher geworden um die Sächsische Lausitz 
* und die Sächsische und Niederschlesische Oberlausitz, 
* um die Menschen in Sachsen, die als gemütlich und liebens­

würdig gelten, 
* und die leistungsfähig und entschlossen sind, ihr Land wie­

der aufzubauen . 

Wir alle 
Partei in 
so als 
stand. 

erinnern uns noch daran, als die einzig rechtmäßige 
ihrer führenden Rolle lauthals Programme verkündete, 

sei alles bereits Wirklichkeit, was auf dem Papier 

Wir sind heute sehr viel weniger sicher, daß alles genau so 
kommt, wie wir es uns vorgenommen haben, weil wir einkalkulie­
ren, daß sich Menschen irren können . Vielleicht liegt gerade 
darin die Zuversicht begründet, daß unser Bemühen nicht ganz 
ohne Erfolg bleiben wird . 
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